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Einleitung

Im Rahmen des Bebauungsplanes Groß Pankow Nr. 2 „Sport und Freizeit“ der Gemeinde Groß Pankow (Prignitz) im Landkreis Prignitz sind gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB die Belange des Umweltschutzes einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu berücksichtigen. Daher wird gem. § 2 Abs. 4 BauGB eine Umweltprüfung durchgeführt, um die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen zu ermitteln. Diese werden in Form dieses Umweltberichtes gem. § 2a Nr. 2 BauGB als Teil der Begründung zum Bebauungsplan Groß Pankow Nr. 2 „Sport und Freizeit“ der Gemeinde Groß Pankow (Prignitz) dargestellt. 
Bei dem Vorhaben handelt es sich um einen Bebauungsplan, der im bisherigen planungsrechtlichen Außenbereich nach § 35 BauGB aufgestellt wird. Gem. § 2 Abs. 4 BauGB muss eine Umweltprüfung inklusive Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung durchgeführt werden. Die Umweltprüfung befasst sich ausschließlich mit den zu erwartenden Umweltauswirkungen, die vom Vorhaben innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes entstehen können. Auf der Grundlage des Umweltberichtes erfolgen im Teil B des Bebauungsplanes die erforderlichen Grünordnerischen Festsetzungen. Das Ergebnis der Umweltprüfung findet in der Abwägung Berücksichtigung.

1.1 [bookmark: _Toc71281510][bookmark: _Toc71708251]Methodik der Umweltprüfung
Die Umweltprüfung erfolgt gemäß den rechtlichen Anforderungen, detailliert dargestellt in Kapitel 2.1. Dabei werden neben der Anlage 1 zum BauGB und dem Verfahrenserlass (gültig seit dem 01. Januar 2014) für die Aufstellung von Bauleitplänen und Satzungen des allgemeinen Städtebaurechts nach dem BauGB die „Hinweise zum Vollzug der Eingriffsregelung“ (HVE) des Ministeriums für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Landwirtschaft des Landes Brandenburg (MLUL) in der Fassung vom April 2009 berücksichtigt.
Der Vollzug der Eingriffsregelung erfolgt in der gesetzlich vorgegebenen, systematischen Abfolge. Nachdem der Eingriff sowie der Umfang des Eingriffs und dessen erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt festgestellt sind, werden mögliche Vermeidungen und Minderungen geprüft. Darauffolgend werden die Gegebenheiten zur Kompensation der verbleibenden Eingriffe ermittelt. Verbleiben weiterhin erhebliche Beeinträchtigungen, werden die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege mit anderen Belangen abgewogen.
Eine erhebliche Beeinträchtigung des Naturschutzes oder der Landschaftspflege liegt vor, wenn:
„…sie erkennbar nachhaltige Auswirkungen auf die einzelnen Faktoren des Naturhaushaltes hat und folglich deren Funktionsfähigkeit wesentlich stört…“ (Louis et. al.),
das kurz- bis mittelfristige Regenerationsvermögen der Natur überfordert ist und sich als Folge andersartige Funktionen und Werte des Naturhaushaltes bzw. ein verändertes Landschaftsbild entwickeln (Köppel et. al., 1998), und
wenn die Beeinträchtigung länger als 5 Jahre wirksam ist (LANA, 1996).
Maßstab für die Eingriffsbewertung sind die Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege. Die Bewertung erfolgt schutzgutbezogen und anhand eines zweistufigen Wertstufenmodells (erheblich; nicht erheblich). Die Beeinträchtigungen werden nach bau-, anlage- und betrieblichen Beeinträchtigungen unterschieden.
1.2 [bookmark: _Toc71281511][bookmark: _Toc71708252]Lage und Abgrenzung des Plangebietes
Der ca. 3,85 ha große Geltungsbereich des Bebauungsplanes Groß Pankow Nr. 2 „Sport und Freizeit“ befindet sich in der Gemeinde Groß Pankow (Prignitz) im Ortsteil Groß Pankow, ca. 300 m südlich / südwestlich des im Zusammenhang bebauten Ortsteils von Groß Pankow. Östlich des Geltungsbereiches verläuft die Rosa-Luxemburg-Straße, welche im Norden an den Steindamm und an den Ortskern anschließt. Im Süden des Plangebietes verläuft auf der West-Ost-Achse ein Feldweg, welcher den Zugang zu der im Westen des Plangebietes ackerbaulich genutzten Fläche gewährt. Zur Zeit existieren Zufahrten zum Plangebiet über beide Straßen. Im Norden des Plangebietes, ca. 40 m entfernt, befindet sich die Panke, welche ca. 4,2 km nordwestlich in die Stepenitz mündet.
Das Plangebiet wird bereits als Fläche für Sport und Freizeit genutzt. Im Norden und Süden des Plangebietes an der westlichen Grenze befinden sich jeweils ein Feld für Ballsportarten. Im Nordosten befindet sich eine aufgelassene Fläche. Im Südosten befindet sich das Vereinshaus, südlich davon ein Spielplatz für Kinder und im östlichen Bereich die Skateranlage.
An der nördlichen Grenze des Plangebietes befindet sich ein dichter Bestand von Einzelbäumen. Am östlichen Rand des Plangebietes verläuft, auf dem Plangebiet parallel zur Rosa-Luxemburg-Straße, eine Straße, welche zu beiden Seiten von Alleebäumen gesäumt ist. Die Allee endet im Süden des Plangebietes am bereits bestehenden Vereinshaus, welches sich ebenfalls auf dem Plangebiet befindet. Eine Reihe von Einzelbäumen setzt sich am östlichen Rand des Plangebietes auf Höhe des Gemeindehauses bis zum südlichen Rand des Geltungsbereichs fort. Das südliche Fußballfeld grenzt an die südliche und westliche Grenze des Plangebietes an und wird an diesen Grenzlinien von Reihen aus Einzelbäumen flankiert.
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst die Flurstücke 85/1, 86/2, 87/4, 83 teilweise und 79/3 teilweise der Flur 1 Gemarkung Groß Pankow. 

1.3 [bookmark: _Toc71281512][bookmark: _Toc71708253]Kurzdarstellung der Ziele und Inhalte des Bebauungsplanes 
Momentan wird die Fläche des Geltungsbereichs als Sport- und Freizeitanlage mit vorhandenem Sportplatz, Vereinshaus und Freizeiteinrichtungen genutzt. Diese Nutzungen sollen nun erweitert und gesichert werden. Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes eröffnet sich die Möglichkeit, einen Neubau des Vereinshauses zu realisieren und die Fläche in Zukunft um weitere bauliche Maßnahmen, wie z. B. eine Tribüne, zu ergänzen.
Da der räumliche Teil des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Groß Pankow (Prignitz) das Gebiet des Bebauungsplanes Groß Pankow Nr. 2 „Sport und Freizeit“ als Sonderbaufläche für Sport und Freizeit darstellt, erfüllt die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 2 das Entwicklungsgebot nach § 8 Abs. 2 BauGB. Planungsrechtlich gesehen,  wird das Plangebiet dem Außenbereich nach § 35 BauGB zugeordnet, wonach Baugenehmigungen für die geplanten baulichen Anlagen und Erneuerungen zur Zeit nicht möglich sind. Dadurch ergibt sich für die Realisierung der Planung eines Vereinshaus-Neubaus und der darüber hinaus geplanten baulichen Anlagen die Notwendigkeit, einen Bebauungsplan aufzustellen. Planungsziel ist die Festsetzung eines sonstigen Sondergebietes gem. § 11 BauNVO mit der Zweckbestimmung „Sport- und Freizeitanlagen“. Innerhalb des Plangebietes werden differenzierte Bereiche festgesetzt für bestimmte Sportanlagen einerseits und spezielle Freizeitangebote andererseits. Durch Baugrenzen werden die überbaubaren Flächen für unterschiedliche bauliche Anlagen festgesetzt, wie das neue Sportler- und Vereinsheim, Standorte für einen möglichen Tribünenbau und andere für die geplante Nutzung erforderlichen baulichen Anlagen.

2.0 [bookmark: _Toc71281513][bookmark: _Toc71708254]Festgesetzte Ziele des Umweltschutzes in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen sowie ihre Berücksichtigung
2.1 [bookmark: _Toc71281514][bookmark: _Toc71708255]Fachgesetze
Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBI. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 08. August 2020 (BGBI. I S. 1728) geändert worden ist.
Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens sind gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB folgende Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu berücksichtigen, insbesondere:
a) die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt,
b) die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und der Europäischen Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes,
c) umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung insgesamt,
d) umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sonstige Sachgüter,
e) die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen und Abwässern,
f) die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie,
g) die Darstellung von Landschaftsplänen sowie von sonstigen Plänen, insbesondere des Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechts,
h) die Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität in Gebieten, in denen die durch Rechtsverordnung zur Erfüllung von bindenden Beschlüssen der Europäischen Gemeinschaft festgelegten Immissionsgrenzwerte nicht überschritten werden,
i) die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes nach den Buchstaben a, c und d.
Daher ist gem. § 2 Abs. 4 BauGB eine Umweltprüfung durchzuführen, um die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen zu ermitteln. Diese sind in Form eines Umweltberichtes gem. § 2 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 2a Nr. 2 BauGB als Teil der Begründung zum Bebauungsplan zu beschreiben und zu bewerten. Die Anlage 1 des BauGB (Inhaltsangabe zum Umweltbericht) ist anzuwenden.
Der Umweltbericht bildet einen gesonderten Teil der Begründung.
Die Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB bezieht sich auf das, was nach gegenwärtigem Wissensstand und allgemein anerkannten Prüfmethoden sowie nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Bauleitplanes angemessener Weise verlangt werden kann. Das Ergebnis der Umweltprüfung ist in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB zu berücksichtigen. Liegen Landschaftspläne oder sonstige Pläne nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe g BauGB vor, sind deren Bestandsaufnahmen und Bewertungen in der Umweltprüfung heranzuziehen.
Nach § 4 Abs. 1 BauGB sind die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange u.a. zur Äußerung auch im Hinblick auf den Umfang und den Detaillierungsgrad der Umweltprüfung (UP) nach § 2 Abs. 4 BauGB aufzufordern. Im Sinne des § 4 Abs. 2 BauGB haben sie auch Aufschluss über von ihnen beabsichtigte oder bereits eingeleitete Planungen und sonstige Maßnahmen sowie deren zeitliche Abwicklung zu geben, die für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung des B-Plan-Geltungsbereiches bedeutsam sein können. Verfügen die Behörden oder sonstigen Träger öffentlicher Belange über Informationen, die für die Ermittlung und Bewertung des Abwägungsmaterials zweckdienlich sind, haben sie diese Informationen der Gemeinde zur Verfügung zu stellen.
Sollten keine Informationen oder Unterlagen zur Verfügung gestellt werden, hat die Gemeinde Groß Pankow (Prignitz) daher im Sinne des § 4 a Abs. 6 BauGB davon auszugehen, dass entsprechende Belange nicht betroffen sind, keine entsprechenden Informationen und Unterlagen zur Verfügung stehen, deren Inhalt die Gemeinde Groß Pankow (Prignitz) daher nicht kennt und hätte kennen müssen und für die Rechtmäßigkeit des Bebauungsplanes nicht von Bedeutung sind und dementsprechend bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan unberücksichtigt bleiben können. 
Nach § 2 Abs. 4 BauGB legt die Gemeinde für jeden Bauplan fest, in welchem Umfang und Detaillierungsgrad die Ermittlung der Belange für die Abwägung erforderlich ist.
Als ergänzende Vorschrift zum Umweltschutz dient § 1 a BauGB wie folgt:
Abs. 1: Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind die nachfolgenden Vorschriften zum Umweltschutz anzuwenden.
Abs. 2: Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden; dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen Inanspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen. Landwirtschaftlich, als Wald oder für Wohnzwecke genutzte Flächen sollten nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden. Die Grundsätze nach den Sätzen 1 und 2 sind nach § 1 Abs. 7 in der Abwägung zu berücksichtigen.
Abs. 3: Die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes in seinen in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe a bezeichneten Bestandteilen (Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz) sind in der Abwägung nach § 1 Abs. 7 zu berücksichtigen. Der Ausgleich erfolgt durch geeignete Darstellungen und Festsetzungen nach den §§ 5 und 9 als Flächen oder Maßnahmen zum Ausgleich. Soweit dies mit einer nachhaltigen städtebaulichen Entwicklung und den Zielen der Raumordnung sowie des Naturschutzes und der Landschaftspflege vereinbar ist, können die Darstellungen und Festsetzungen auch an anderer Stelle als am Ort des Eingriffs erfolgen. Anstelle von Darstellungen und Festsetzungen können auch vertragliche Vereinbarungen nach § 11 oder sonstige geeignete Maßnahmen zum Ausgleich auf von der Gemeinde bereitgestellten Flächen getroffen werden. Ein Ausgleich ist nicht erforderlich, soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen Entscheidung erfolgt sind und zulässig waren.
Abs. 4: So weit ein Gebiet im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b in seinen für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen erheblich beeinträchtigt werden kann, sind die Vorschriften des Bundesnaturschutzgesetzes über die Zulässigkeit und Durchführung von derartigen Eingriffen einschließlich der Einholung der Stellungnahme der Kommission anzuwenden.
In § 200 a BauGB wird klargestellt, dass mit „Festsetzungen und Darstellungen zum Ausgleich“ in § 1 a BauGB auch Ersatzmaßnahmen gemeint sind. Dies erfolgte in Anlehnung an die Eingriffsregelung nach BNatSchG.
[bookmark: OLE_LINK19][bookmark: OLE_LINK20]Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz – BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBI. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBI. I S. 306).
Die Grundsätze und Ziele von Naturschutz und Landschaftspflege werden im § 1 BNatSchG festgelegt. Darin werden die Belange der Schutzgüter (Mensch, Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser, Klima, Luft, Landschaftsbild) benannt. Diese Belange hat das Baugesetzbuch unter § 1 Abs. 7 aufgenommen (s.o.).
§ 1 Abs. 5 BNatSchG (Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege) fordert zudem: „Großflächige, weitgehend unzerschnittene Landschaftsräume sind vor weiterer Zerschneidung zu bewahren“. Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes Groß Pankow  Nr. 2 der Gemeinde Groß Pankow (Prignitz) im planungsrechtlichen Außenbereich, unter Nutzung vorhandener Infrastrukturen, wird die Gemeinde Groß Pankow (Prignitz) diesem Ziel des Naturschutzes im Wesentlichen gerecht.
Aus den nach EU-, Bundes- oder Landesrecht geltenden artenschutzrechtlichen Regelungen können sich Hindernisse für die Zulassung eines Vorhabens ergeben. Zur Berücksichtigung der artenschutzrechtlichen Belange sind daher umfangreiche Prüfschritte erforderlich, die jedoch in der Bearbeitungstiefe an die jeweilige Planungsebene angepasst werden müssen. Die europarechtlichen Artenschutzregelungen sind durch den § 44 des Bundesnaturschutzgesetzes in nationales Recht umgesetzt worden.

Verbotsbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG
Die artenschutzrechtlichen Verbotsbestände sind im § 44 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) verankert. Demnach ist es verboten:
1. wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,
2. wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Population einer Art verschlechtert,
3. Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören,
4. wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören.
Diese Verbote werden unter anderem für Eingriffsvorhaben um den Absatz 5 ergänzt, mit dem bestehende und von der Europäischen Kommission anerkannte Spielräume bei der Auslegung der artenschutzrechtlichen Vorschriften der FFH-Richtlinie genutzt und rechtlich abgesichert werden, um akzeptable und im Vollzug praktikable Ergebnisse bei der Anwendung der Verbotsbestimmungen des Absatzes 1 zu erzielen:
Für nach § 15 zulässige Eingriffe in Natur und Landschaft sowie für Vorhaben im Sinne des § 18 Abs. 2 Satz 1, die nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zulässig sind, gelten die Zugriffs-, Besitz- und Vermarkungsverbote nach Maßgabe der Sätze 2 bis 5. Sind in Anhang IV Buchstabe a der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführte Tierarten, europäische Vogelarten oder solche Arten betroffen, die in einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 1 Nr. 2 aufgeführt sind, liegt ein Verstoß gegen das Verbot des Absatzes 1 Nr. 3 und im Hinblick auf damit verbundene unvermeidbare Beeinträchtigungen wild lebender Tiere auch gegen das Verbot des Absatzes 1 Nr. 1 nicht vor, soweit die ökologische Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. Soweit erforderlich, können auch vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen festgesetzt werden. Für Standorte wild lebender Pflanzen der in Anhang IV Buchstabe b der Richtlinie 92/43/EWG aufgeführten Arten gelten die Sätze 2 und 3 entsprechend. Sind andere besonders geschützte Arten betroffen, liegt bei Handlungen zur Durchführung eines Eingriffs oder Vorhabens kein Verstoß gegen die Zugriffs-, Besitz- und Vermarktungsverbote vor.
[bookmark: OLE_LINK11][bookmark: OLE_LINK12]Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März 2021 (BGBI. I S. 540).
Umweltprüfungen umfassen laut § 3 UVPG die Ermittlung, Beschreibung und Bewertung der erheblichen Auswirkungen eines Vorhabens oder eines Plans oder Programms auf die Schutzgüter. Sie dienen einer wirksamen Umweltvorsorge nach Maßgabe der geltenden Gesetze und werden nach einheitlichen Grundsätzen sowie unter Beteiligung der Öffentlichkeit durchgeführt. 
Entsprechend der Begriffsbestimmungen in § 2 Abs. 2 UVPG sind:
Umweltauswirkungen im Sinne dieses Gesetzes unmittelbare und mittelbare Auswirkungen eines Vorhabens oder der Durchführung eines Plans oder Programms auf die Schutzgüter. […]
Schutzgüter im Sinne des § 2 Abs. 1 UVPG sind:
1. Menschen, insbesondere die menschliche Gesundheit
2. Tiere, Pflanzen und die biologische Vielfalt
3. Fläche, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft
4. kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter sowie
5. die Wechselwirkungen zwischen den genannten Schutzgütern.
Vorhaben im Sinne des § 2 Abs. 4 UVPG sind […]:
1. bei Neuvorhaben
a) die Errichtung und der Betrieb einer technischen Anlage,
b) der Bau einer sonstigen Anlage,
c) die Durchführung einer sonstigen in Natur und Landschaft eingreifenden Maßnahme,
2. bei Änderungsvorhaben
a) die Änderung, einschließlich der Erweiterung, der Lage, der Beschaffenheit oder des Betriebs einer technischen Anlage
b) die Änderung, einschließlich der Erweiterung, der Lage oder der Beschaffenheit einer sonstigen Anlage,
c) die Änderung, einschließlich der Erweiterung, der Durchführung einer sonstigen in Natur und Landschaft eingreifenden Maßnahme.
[bookmark: OLE_LINK13][bookmark: OLE_LINK14]Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) vom 17. März 1998 (BGBI. I S. 502), zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 25. Februar 2021 geändert worden ist (BGBI. I S. 306).
Entsprechend der Begriffsbestimmungen in § 2 Abs. 1 und 2 BBodSchG ist:
(Abs. 1) Boden im Sinne dieses Gesetzes […] die obere Schicht der Erdkruste, soweit sie Träger der in Absatz 2 genannten Bodenfunktionen ist, einschließlich der flüssigen Bestandteile (Bodenlösung) und der gasförmigen Bestandteile (Bodenluft), ohne Grundwasser und Gewässerbetten.
(Abs. 2) Der Boden erfüllt im Sinne dieses Gesetzes
1. natürliche Funktionen als
a) Lebensgrundlage und Lebensraum für Menschen, Tiere, Pflanzen und Bodenorganismen,
b) Bestandteil des Naturhaushaltes, insbesondere mit seinen Wasser- und Nährstoffkreisläufen,
c) Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium für stoffliche Einwirkungen auf Grund der Filter-, Puffer- und Stoffumwandlungseigenschaften, insbesondere auch zum Schutz des Grundwassers,
2. Funktionen als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte sowie
3. Nutzungsfunktionen als
a) Rohstofflagerstätte,
b) Fläche für Siedlung und Erholung,
c) Standort für die land- und forstwirtschaftliche Nutzung,
d) Standort für sonstige wirtschaftliche und öffentliche Nutzungen, Verkehr, Ver- und Entsorgung.
Nach § 2 Abs. 3 BBodSchG sind schädliche Bodenfunktionen Beeinträchtigungen der Bodenfunktionen, die geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für den einzelnen oder die Allgemeinheit herbeizuführen. 
Daher müssen bei einer entsprechenden Beeinträchtigung der Bodenfunktionen, z. B. durch Versiegelung von Flächen, diese ausgeglichen bzw. saniert werden. Laut § 2 Abs. 7 BBodSchG entsprechen einer Sanierung Maßnahmen
1. zur Beseitigung oder Verminderung der Schadstoffe (Dekontaminationsmaßnahmen),
2. die eine Ausbreitung der Schadstoffe langfristig verhindern oder vermindern, ohne die Schadstoffe zu beseitigen (Sicherungsmaßnahmen),
3. zur Beseitigung oder Verminderung schädlicher Veränderungen der physikalischen, chemischen oder biologischen Beschaffenheit des Bodens.
[bookmark: OLE_LINK15][bookmark: OLE_LINK16]Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. I S. 1274; 2021 I S. 123), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 1 des Gesetzes vom 09. Dezember 2020 geändert worden ist (BGBI. I S. 2873).
Entsprechend der Begriffsbestimmungen nach § 3 Abs. 1 bis 4 BImSchG sind:
(Abs. 1) Schädliche Umwelteinwirkungen […] Immissionen, die nach Art, Ausmaß oder Dauer geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für die Allgemeinheit oder die Nachbarschaft herbeizuführen.
(Abs. 2) Immissionen […] auf Menschen, Tiere und Pflanzen, den Boden, das Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter einwirkende Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen, Licht, Wärme, Strahlen und ähnliche Umwelteinwirkungen.
(Abs. 3) Emissionen […] die von einer Anlage ausgehenden Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen, Licht, Wärme, Strahlen und ähnliche Erscheinungen.
(Abs. 4) Luftverunreinigungen […] Veränderungen der natürlichen Zusammensetzung der Luft, insbesondere durch Rauch, Ruß, Staub, Gase, Aerosole, Dämpfe oder Geruchsstoffe.
Brandenburgisches Ausführungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (Brandenburgisches Naturschutzausführungsgesetz – BbgNatSchAG), vom 21. Januar 2013 (GVBI. I/13, [Nr. 3], ber. GVBI. I/13, [Nr. 21]), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 25. September 2020.
[bookmark: OLE_LINK23][bookmark: OLE_LINK24][bookmark: OLE_LINK17][bookmark: OLE_LINK18]Bezogen auf den Gehölzschutz finden für das Plangebiet die „Hinweise zum Vollzug der Eingriffsregelung“ (HVE) des Ministeriums für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Verbraucherschutz des Landes Brandenburg (MLUV) in ihrer Fassung vom April 2009 Anwendung.

2.2 [bookmark: _Toc71281515][bookmark: _Toc71708256]Fachpläne
Am 13. Mai 2019 ist der neue Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg (LEP HR) im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg förmlich bekannt gemacht worden (GVBl. II 2019, Nr. 35). Der Plan ist am 1. Juli 2019 in Kraft getreten. Mit dem LEP HR wurde der Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg (LEP B-B) abgelöst. 
Folgende Ziele und Grundsätze des LEP HR sind für die raumordnerische Beurteilung der kommunalen Planungsabsicht zu beachten, ebenso das Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007):
Z 6.2	Freiraumverbund
(1)	Der Freiraumverbund ist räumlich und in seiner Funktionsfähigkeit zu sichern. Raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen, die den Freiraumverbund in Anspruch nehmen oder neu zerschneiden, sind ausgeschlossen, sofern sie die Funktionen des Freiraumverbundes oder seine Verbundstruktur beeinträchtigen.
(2)	Ausnahmen von Absatz 1 Satz 2 sind unter der Voraussetzung, dass
–	die raumbedeutsame Planung oder Maßnahme nicht auf anderen geeigneten Flächen außerhalb des Freiraumverbundes durchgeführt werden kann und
–	die Inanspruchnahme minimiert wird,
in folgenden Fällen möglich:
–	für überregional bedeutsame Planungen oder Maßnahmen, insbesondere für eine überregional bedeutsame linienhafte Infrastruktur, soweit ein öffentliches Interesse an der Realisierung besteht,
–	für die Entwicklung von Wohnsiedlungsflächen einschließlich der unmittelbar dafür erforderlichen Flächen für den Gemeinbedarf, für Ver- und Entsorgungsanlagen und für Verkehrsflächen.
Gemäß Festlegungskarte des LEP-HR befindet sich direkt nördlich des Plangebietes der Abschluss des Freiraumverbundes (Ziel 6.2 LEP-HR) beidseitig der Panke. 
Das Landesentwicklungsprogramm Berlin-Brandenburg (LEPro, 2007) sieht vor, dass die Inanspruchnahme und die Zerschneidung von Freiräumen vermieden werden soll (vgl. § 6 Abs. 2). Weiterhin sollen siedlungsbezogene Freiräume für die Erholung gesichert und entwickelt werden (vgl. § 6 Abs. 3). Laut § 4 Abs. 1 soll die Kulturlandschaft in ihrer Vielfalt erhalten und zur Stärkung der regionalen Identität und Wirtschaftskraft weiterentwickelt werden. Metropole, Städte und Dörfer sind wichtige Elemente der Kulturlandschaft.
Durch die Weiterentwicklung der Fläche für Sport und Freizeit in der Gemeinde Groß Pankow (Prignitz) wird diesen Zielen des Landesentwicklungsprogrammes Berlin-Brandenburg entsprochen.

2.2.1 [bookmark: _Toc71281516][bookmark: _Toc71708257]Landschaftsplan (2000)
Der Landschaftsplan (LP) für das frühere Amt Groß Pankow/Prignitz umfasst ein Gebiet von ca. 215 km2 und die folgenden damals selbstständigen Gemeinden und Ortsteile: Baek, Groß Pankow, Groß Woltersdorf, Helle, Kehrberg, Klein Gottschow, Kuhbier, Kuhsdorf, Lindenberg, Retzin, Tüchen, Vettin und Wolfshagen. 
Die nördlich, westlich und südlich gelegenen Flächen von Acker- und Grünlandschaft werden vom LP als großflächige zusammenhängende Kaltluft produzierende Grünland- und Ackerfläche mit einer lokal bedeutsamen Luftaustauschbahn im Westen des Plangebietes dargestellt. 
Der Großteil der Ortslage Groß Pankow wird mit einem harmonischen Ortsrand und Übergangsbereich zur freien Feldmark dargestellt. Die Siedlungsfläche in Groß Pankow wird mit mehr oder minder starker anthropogener Überformung durch Bebauung, Aufschüttung, Versiegelung, etc. dargestellt. 
Im Landschaftsplan werden folgende Maßnahmen für Natur und Landschaft für das Plangebiet als Ziele dargestellt: 
für das nördlich, westlich und südlich angrenzende Acker- und Grünland wird der Erhalt von Grünlandnutzung dargestellt,
für die Abgrenzung des Plangebietes in Richtung Westen und Süden wird eine Eingrünung des Ortsrandes bzw. der Bebauung dargestellt, 
für die Abgrenzung des Plangebietes in Richtung Osten wird der Erhalt von Privatgärten, Grünflächen und anderen hochwertigen Biotopen am Ortsrand bzw. in der Ortslage dargestellt.

2.2.2 [bookmark: _Toc71281517][bookmark: _Toc71708258]Flächennutzungsplan 
Die Gemeinde Groß Pankow (Prignitz) verfügt über drei wirksame räumliche Teil-Flächennutzungspläne (Teil-FNP): den Teil-FNP Groß Pankow (Prignitz) in den Grenzen des ehemaligen Amtes Groß Pankow / Prignitz, den Teil-FNP Klein Woltersdorf  und den Teil-FNP Boddin-Langnow.
Da der räumliche Teil des Flächennutzungsplanes der Gemeinde Groß Pankow (Prignitz) das Gebiet des Bebauungsplanes Groß Pankow Nr. 2 „Sport und Freizeit“ als Sonderbaufläche für Sport und Freizeit darstellt, erfüllt die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 2 das Entwicklungsgebot nach § 8 Abs. 2 BauGB.

2.3 [bookmark: _Toc71281518][bookmark: _Toc71708259]Schutzgebiete
2.3.1 [bookmark: _Toc71281519][bookmark: _Toc71708260]Nationale Schutzgebiete
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt ca. 0,5 km östlich des Landschaftsschutzgebietes Agrarlandschaft Prignitz-Stepenitz (LSG 2737-601), welches im Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil II, Nr. 3 vom 15. Dezember 2008 veröffentlicht wurde und am 29. Januar 2009 in Kraft getreten ist. Nach § 26 Abs. 1 BNatSchG werden Landschaftsschutzgebiete als rechtsverbindlich festgesetzte Gebiete definiert, in denen ein besonderer Schutz von Natur und Landschaft zur Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes oder der Regenerationsfähigkeit erforderlich ist. Das Landschaftsschutzgebiet (LSG) ist ca. 32.000 ha groß und vom sanft gewellten Relief der Prignitzer Grundmoränenplatte geprägt. Die ackerbauliche Nutzung der sandig-lehmigen Böden hat hier lange Tradition.
Etwa 2 km nordwestlich des Plangebietes befindet sich das nächstgelegene Naturschutzgebiet Stepenitz (NSG 2738-501). Naturschutzgebiete (NSG) werden nach § 23 Abs. 1 BNatSchG als rechtsverbindlich festgesetzte Gebiete definiert, in denen ein besonderer Schutz von Natur und Landschaft in ihrer Ganzheit oder in einzelnen Teilen zur Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung von Lebensstätten, Biotopen oder Lebensgemeinschaften bestimmter wild lebender Tier- und Pflanzenarten erforderlich ist.
Das LSG und das NSG befinden sich nicht in Reichweite des Geltungsbereiches und werden daher von der Planung nicht tangiert.

2.3.2 [bookmark: _Toc71281520][bookmark: _Toc71708261]Internationale Schutzgebiete
Deckungsähnlich mit dem Landesschutzgebiet Agrarlandschaft Prignitz-Stepenitz befindet sich ebenfalls westlich des Geltungsbereiches das dem Natura 2000 Netzwerk angehörende SPA-Gebiet Agrarlandschaft Prignitz-Stepenitz (DE 2738-421). Erhaltungsziele sind die Bewahrung und Entwicklung eines günstigen Erhaltungszustandes für die im Gebiet vorhandenen Populationen und Habitate der Vogelarten des Anhangs I und nach Artikel 4 Abs. 2 der Richtlinie 79/409/EWG des Rates vom 2. April 1979 (Vogelschutzrichtlinie) sowie weiterer für das Land Brandenburg bedeutender Arten. Alle Veränderungen und Störungen, die zu einer erheblichen Beeinträchtigung eines Natura 2000-Gebietes in seinen für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen führen können, sind laut § 33 Abs. 1 BNatSchG unzulässig.

2.3.3 [bookmark: _Toc71281521][bookmark: _Toc71708262]Gesetzlich geschützte Biotope
Innerhalb des Plangebietes und dessen Wirkungsbereich befinden sich keine nach § 30 BNatSchG und nach § 18 BbgNatSchAG geschützten Biotope. Das nächstgelegene gesetzlich geschützte Biotop befindet sich ca. 280 m östlich des Plangebietes.

3.0 [bookmark: _Toc71281522][bookmark: _Toc71708263]Beschreibung des Umweltzustandes sowie Beschreibung und Bewertung der zu erwartenden Umweltauswirkungen 
Bei einem Eingriffsvorhaben ist die Beschreibung und Bewertung der Bestandssituation anhand der Schutzgüter und ihrer Funktionsausprägung zentraler Bezugspunkt der Gesamteinschätzung des Vorhabens. Grundsätzlich sind für den Bebauungsplan die in Umsetzung der Festsetzungen zu erwartenden bau-, anlage- und betriebsbedingten nachteiligen Umweltauswirkungen sowie die unvermeidbaren erheblichen Beeinträchtigungen zu erfassen und zu bewerten. Bei der Bewertung der Umweltauswirkungen werden Vorbelastungen berücksichtigt. Das Kapitel orientiert sich an der HVE (Fassung April 2009) des MLUV.
Im Folgenden wird die Bestandssituation und die zu erwartenden Umweltauswirkungen bezogen auf die einzelnen Schutzgüter dargestellt. Im weiteren Verlauf der Planung erfolgt dann die Erstellung der Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen sowie eine entsprechende Eingriff- und Ausgleichbilanzierung für die einzelnen Schutzgüter.

3.1 [bookmark: _Toc71281523][bookmark: _Toc71708264]Schutzgut Mensch
Für das Schutzgut Mensch müssen insbesondere die Auswirkungen des Vorhabens auf die menschliche Gesundheit analysiert und abgewogen werden. In Bezug auf den Bebauungsplan Groß Pankow Nr. 2 „Sport und Freizeit“ sind daher die Auswirkungen durch Staub- und Schallimmissionen während des Baus und für die Anlage und den Betrieb näher zu betrachten.
Während der Bauphase kann es durch die vor Ort durchzuführenden Arbeiten zu einem erhöhten Aufkommen von Staub im Plangebiet und auf den angrenzenden Grundstücken kommen. Durch den Betrieb von entsprechenden Maschinen und Werkzeugen sowie einem erhöhten Aufkommen von Lieferverkehr von für den Bau benötigten Personal und Materialen kann es im Plangebiet und auf den Zufahrtsstraßen zu einem erhöhten Aufkommen von Schallimmissionen kommen. 
Anlagenbedingt sind für den Menschen keine relevanten Auswirkungen zu erwarten.
Durch den Betrieb der Anlage, des Sportplatzes und der Festwiese im Außenbereich ist mit einer Erhöhung der Schallimmissionen im Plangebiet und auf den angrenzenden Grundstücken zu rechnen.
Im Plangebiet besteht jedoch bereits eine entsprechende Vorbelastung durch Schallimmissionen, da die Fläche bereits langfristig für Sport- und Freizeitaktivitäten genutzt wird. 
Durch den landwirtschaftlichen Betrieb auf dem im Westen und Süden an das Plangebiet angrenzende Grundstück sind entsprechende Vorbelastungen durch Staubimmissionen (während des Pflügens, Stoppelsturz, etc.) bereits gegeben. Diese Staubimmissionen werden im südlichen Teil des Plangebietes durch den intensiven Gehölzbestand auf dem kleinen Schutzwall westlich des Hauptspielfeldes bereits gemindert und können bei weiteren Anpflanzungen im nördlichen Teil des Plangebietes, wie in der Planzeichnung (Teil A) eingezeichnet, weiter reduziert werden.
Der Ausbau der Sport- und Freizeitanlagen im Plangebiet fördert langfristig die gesundheitliche Entwicklung der Menschen im Gemeindegebiet. Durch die erweiterten Möglichkeiten zur körperlichen Ertüchtigung wird insbesondere die physische, aber auch die geistliche Entwicklung von Kindern und Jugendlichen verbessert. 
Nördlich des Plangebietes, auf der anderen Seite der Panke, befindet sich die Juri-Gagarin-Grundschule von Groß Pankow. Die Grundschule nutzt derzeit bereits die Sportfelder für den Unterricht der Kinder. Durch die Erweiterung des Sport- und Freizeitangebotes kann insbesondere bei den Schülerinnen und Schülern die physische und geistliche Entwicklung nachhaltig verbessert werden. Durch neue Sportfelder (Beachvolleyball, Basketball, Skaten, etc.) bieten sich zudem neue Möglichkeiten in der modernen Unterrichtsgestaltung.
Das Aufkommen von Staub- und Schallimmissionen ist größtenteils auf die Bauphase beschränkt. Entsprechende Staub- und Schallvorbelastungen des Plangebietes durch den landwirtschaftlichen Betrieb auf dem Nachbargrundstück sowie von Sport- und Freizeitaktivitäten im Plangebiet bestehen bereits. Die Auswirkungen des Vorhabens auf das Schutzgut Mensch werden daher als nicht erheblich betrachtet. Darüber hinaus ist die Entwicklung von Sport- und Freizeitaktivitäten in Hinblick auf die Gesundheit des Menschen als positiv zu bewerten. 

3.2 [bookmark: _Toc71281524][bookmark: _Toc71708265]Schutzgut Pflanzen und Biotope
Der Baumbestand im Plangebiet befindet sich im überwiegenden Teil an den Grenzen entlang des Geltungsbereiches. An der nördlichen Grenze des Plangebietes befindet sich ein dichter Bestand von Einzelbäumen. Am östlichen Rand des Plangebietes verläuft, auf dem Plangebiet parallel zur Rosa-Luxemburg-Straße, ein geschotteter Weg, welcher zu beiden Seiten von Alleebäumen gesäumt ist. Die Allee endet im Süden des Plangebietes am bereits bestehenden Vereinshaus, welches sich ebenfalls auf dem Plangebiet befindet. Eine Reihe von Einzelbäumen setzt sich am östlichen Rand des Plangebietes auf Höhe des Vereinshauses bis zum südlichen Rand des Geltungsbereichs fort. Das südliche Fußballfeld grenzt an die südliche und westliche Grenze des Plangebietes an und wird an diesen Grenzlinien von Reihen aus Einzelbäumen flankiert.
Sollten während der zukünftigen Planungsmaßnahmen Einzelbäume aus dem Baumbestand des Geltungsbereiches herausgenommen werden, sind diese gemäß den Hinweisen zum Vollzug der Eingriffsregelung durch Ersatzpflanzungen innerhalb des Plangebietes auszugleichen. Demnach müssen Einzelbäume, welche zum Zeitpunkt der Planung einen Stammumfang (StU) von 60 cm oder mehr in einer Höhe von 130 cm über dem Erdboden aufweisen, durch Pflanzungen ersetzt werden. Ab 60 cm StU sind jeweils 2 Ersatzbäume zu pflanzen, für jede weitere angefangene 15 cm StU ist ein weiterer Ersatzbaum zu pflanzen. Die Ersatzpflanzungen sind laut HVE in der Qualität Hochstamm (Hst), 3xv., 12 – 14 cm anzupflanzen. Eine entsprechende Verringerung der Anzahl an Ersatzpflanzungen kann durch die Wahl einer höheren Anpflanzqualität (z. B. mit Hst, 3xv., 18 – 20 cm kann die Anzahl der Ersatzpflanzungen halbiert werden) erreicht werden.
In der Planzeichnung (Teil A) sind zudem bereits Anpflanzgebote für mittel- bis großkronige, standortgerechte heimische Laubbäume festgesetzt. Bei Anpflanzungen ist der „Erlass des Ministeriums für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung zur Sicherung gebietsheimischer Herkünfte bei der Pflanzung von Gehölzen in der freien Landschaft“ (MLUR 2004a) zu beachten.
Innerhalb des Plangebietes und dessen Wirkungsbereich befinden sich keine nach § 30 BNatSchG und nach § 18 BbgNatSchAG geschützten Biotope. Das nächstgelegene gesetzlich geschützte Biotop befindet sich ca. 280 m östlich des Plangebietes.
Während der Bauphase ist mit keinen Beeinträchtigungen für das Schutzgut Pflanzen und Biotope zu rechnen. Bei Arbeiten mit schwerem Gerät (Bagger, Tieflader, etc.) sind die entsprechenden Bäume an den genutzten Zufahrten zum Gelände mit einem Anfahrschutz zu sichern. Anlagen- und betriebsbedingt ist von keinen Beeinträchtigungen auszugehen.
Für die Anpflanzgebote im Plangebiet empfehlen sich standortgerechte, großkronige heimische Laubbäume der Artenliste 1 mit einer Pflanzqualität Hochstamm 3-mal verpflanzt mit einem Mindeststammumfang von 12 – 14 cm. Anpflanzgebote in gleicher Pflanzqualität für standortgerechte, mittelkronige heimische Laubbäume sind der Artenliste 2 zu entnehmen. Für Heckenanpflanzungen aus gebietsheimischen Gehölzen sind verschiedene Arten der Artenliste 3 zu empfehlen.
Artenliste 1					     Artenliste 2
	Deutscher Name
	Botanischer Name
	
	Deutscher Name
	Botanischer Name

	Spitzahorn
	Acer platanoides
	
	Feldahorn
	Acer campestre

	Bergahorn
	Acer pseudoplatanus
	
	Schwarzerle
	Alnus glutinosa

	Hainbuche
	Carpinus betulus
	
	Hainbuche
	Carpinus betutlus

	Stieleiche
	Quercus robur
	
	Vogelkirsche
	Prunus avium

	Traubeneiche
	Quercus petraea
	
	Wildbirne
	Pyrus pyraster

	Winterlinde
	Tilia cordata
	
	Wildapfel
	Malus sylvestris

	Berg Ulme
	Ulmus glabra
	
	Feldulme
	Ulmus minor

	Gemeine Esche
	Fraxius excelsior
	
	-
	-

	Eberesche
	Sorbus aucuparia
	
	-
	-



Artenliste 3
	Deutscher Name
	Botanischer Name

	Haselnuss
	Corylus avellana

	Roter Hartriegel
	Cornus sanguinea

	Eingriffeliger Weißdorn
	Crataegus monogyna

	Zweigriffliger Weißdorn
	Crataegus laevigata

	Schlehe
	Prunus spinosa

	Kreuzdorn
	Rhammnus cathartica

	Hecken-Rose
	Rosa corymbifera agg.

	Hunds-Rose
	Rosa canina agg.

	Schwarzer Holunder
	Sambucus nigra

	Gem. Schneeball
	Viburnum opulus

	Pfaffenhütchen
	Euonymus europaeus



Für das Schutzgut Pflanzen und Biotope werden die zu erwartenden Umweltauswirkungen zu diesem Zeitpunkt als nicht erheblich betrachtet. Die Anpflanzung von weiteren heimischen Laubbäumen im Plangebiet ist als positiv zu bewerten.

3.3 [bookmark: _Toc71281525][bookmark: _Toc71708266]Schutzgut Tiere
Die Flächen im Süden des Plangebietes stellen sich als überwiegend strukturarme Grasflächen dar, welche für Tiere als Nist- und Brutplatz bzw. als Jagdhabitat nicht oder kaum nutzbar sind.
Zum Schutz der Brutvögel sind die Baumaßnahmen außerhalb der Brutzeit, also nicht zwischen dem 01. März und 30. September, durchzuführen. Baubedingt lassen sich damit keinen Beeinträchtigungen feststellen. Anlagen- und betriebsbedingt kann mit einer Zunahme an Menschen im Plangebiet gerechnet werden, wodurch höhere Schallimmissionen entstehen, welche zu Scheuchwirkungen auch innerhalb der Brutzeit führen kann. Da im Plangebiet jedoch bereits eine Vorbelastung durch Schall existiert, werden die Beeinträchtigungen als nicht erheblich bewertet.
Sofern der Schutz der Brutvögel entsprechend der Brutzeitenregelung eingehalten wird, sind die Auswirkungen des Vorhabens auf das Schutzgut Tiere zu diesem Zeitpunkt als nicht erheblich zu bewerten.

3.4 [bookmark: _Toc71281526][bookmark: _Toc71708267]Schutzgut Boden
Die Böden im Plangebiet sind überwiegend von Braunerde- und Fahlerdetypen geprägt. Diese Bodenarten bestehen in diesem Gebiet überwiegend aus Lehmsand über Lehm, welche glazialen Ursprungs sind, wodurch sich auch der teilweise hohe Anteil an Moränencarbonatlehm ableiten lässt. Im Gegensatz zu den Braunerden weisen Fahlerden eine fortgeschrittene Lessivierung auf, was zu einer Ausbildung eines eluvialen, lessivierten Oberbodenhorizont (Ael; teilweise auch E-Horizont genannt) und einer Tonanreicherung im Unterbodenhorizont (Bt) führt. Der durch die Tonverarmung und z. T. Versauerung aufgehellte (fahle) Bereich im Oberboden gibt der Fahlerde ihren typischen Namen.
Aufgrund der Nähe des Plangebietes zur Panke kann im Plangebiet das Vorhandensein von Gleyböden nicht ausgeschlossen werden. Diese Böden sind durch das nahe der Panke entsprechend höher anstehende Grundwasser geprägt. Bei der Vergleyung von Böden wird Grundwasser in tonreichen Böden durch den Kapillarsaum bis teilweise in den Oberbodenhorizont transportiert. Durch den Wechsel von anaeroben Bedingungen im Grundwasser in aerobe Bedingungen in der Bodenluft werden die im Grundwasser gelösten Eisen und Manganverbindungen oxidiert und fallen aus. Die Ausbildung von rötlich-braunen Eisenhydroxiden und schwarzen Mangankonkretionen bildet die typische Marmorierung der Böden.
Aus Naturschutzsicht sind die Bodenarten im Plangebiet nicht als besonders seltene oder besonders schützenswerte Böden zu bezeichnen. Das Plangebiet befindet sich im nordbrandenburgischen Platten- und Hügelland (Hauptgebietsnummer 77, Untergebietsnummer 770). 
Baubedingt lassen sich Beeinträchtigungen wie Bodenverdichtung (durch schweres Gerät), Veränderungen des Bodengefüges (Austausch von natürlichem Boden gegen entsprechende Bausubstanz) und Störung der Mikroflora und Mikrofauna des Bodens feststellen. Anlagenbedingt wird ein Teil des Bodens durch Vollversiegelung und ein weiterer Teil durch Teilversiegelung versiegelt, was die Funktionen des Bodens in diesen Bereichen einschränkt bzw. verändert. Betriebsbedingt lässt sich durch die höhere Nutzung des Sport- und Freizeitangebotes mit einer höheren Fluktuation an Menschen rechnen, was insbesondere auf den Parkflächen und auf den unbefestigten Flächen im Plangebiet langfristig zu Bodenverdichtungen führen kann.
Im Plangebiet befinden sich nach derzeitigem Kenntnisstand keine konkreten Anhaltspunkte auf das Vorhandensein von Altlasten und Kampfmitteln.
Aufgrund der geplanten Versiegelung von einigen Flächen im Plangebiet (Sportlerheim, Tribüne, etc.) wird der Eingriff auf das Schutzgut Boden als erheblich bewertet. Ein entsprechender Ausgleich wird im weiteren Planverfahren detailliert in einer Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung ermittelt. 

3.5 [bookmark: _Toc71281527][bookmark: _Toc71708268]Schutzgut Wasser
Nördlich des Plangebietes fließt die Panke. Ein Großteil des Niederschlages in Groß Pankow wird über die Panke, sowohl durch Oberflächen- wie auch durch Grundwasserabfluss, abgeführt. Die Panke mündet dann ca. 4,2 km nordwestlich in den regionalen Vorfluter, die Stepenitz. Zusammen mit der Löcknitz im Norden und der Karthane im Süden der Prignitz bildet sich das Stepenitz-Karthane-Löcknitz Einzugsgebiet, welche große Teile der Prignitz entwässert und das Wasser in die Elbe abführt. 
Durch die Versiegelung von Böden gehen, je nach Versiegelungsgrad unterschiedlich, die natürlichen Bodenfunktionen verloren. Zu diesen Bodenfunktionen gehören auch Grundwasserneubildungsrate sowie das Maß der vorhandenen Evapotranspiration. 
Durch die geplante Neuversiegelung der Flächen im Plangebiet, insbesondere im Falle des Sportlerheims als Vollversiegelung, ist mit einem Rückgang der Grundwasserneubildungsrate im Plangebiet zu rechnen. Aufgrund der vergleichsweisen geringen Vollversiegelung im Plangebiet, wird der Eingriff in die Grundwasserneubildungsrate als nicht erheblich bewertet.
Mit der Versiegelung der Flächen gehen die natürlichen Funktionsräume von Evaporation und Transpiration verloren. Evaporation beschreibt dabei die Verdunstung von Wasser von Oberflächen aufgrund der Sonneneinstrahlung. Mit der Transpiration ist der Anteil des Wassers gemeint, welcher durch Pflanzen zum Atmen und zur Zellerneuerung benötigt wird. Aufgrund der strukturarmen Grasflächen im Plangebiet wird der Eingriff in die Evapotranspiration jedoch als nicht erheblich bewertet.
Darüber hinaus wird das Anpflanzen von weiteren Laubbäumen im Plangebiet als positiv bewertet, da dadurch die Evapotranspiration im Plangebiet gesteigert wird.
Zudem wird durch das Anlegen von Beachvolleyballfeldern und Grasschotterparkplatzflächen die Versiegelung begrenzt und die Grundwasserneubildungsrate entsprechend geringer beeinträchtigt, als durch eine Vollversiegelung. 
Im Plangebiet oder in dessen näheren Umgebung befinden sich keine Wasserschutzgebiete.
Baubedingt lassen sich, sofern bei den Baumaßnahmen alle nötigen Sicherheitsmaßnahmen bezüglich der Verwendung von schadstoffenthaltenden Substanzen eingehalten werden, keine Beeinträchtigungen feststellen. Anlagenbedingt lässt sich durch die Neuversiegelung im Plangebiet eine Verringerung der Grundwasserneubildungsrate feststellen. Sofern das anfallende Niederschlagswasser aber lokal zur Versickerung abgeführt wird, ist mit keiner Beeinträchtigung zu rechnen. Betriebsbedingt lässt sich durch die höhere Fluktuation an Menschen im Plangebiet mit einer auf lange Sicht hin zunehmenden Bodenverdichtung bzw. Verringerung der Grundwasserneubildungsrate in den Parkflächen und auf den unbefestigten Flächen im Plangebiet rechnen.
Für das Schutzgut Wasser werden die zu erwartenden Umweltauswirkungen zu diesem Zeitpunkt als nicht erheblich bewertet. Die Teilversiegelung im Plangebiet sowie das Anpflanzen von weiteren heimischen Laubbäumen ist als positiv zu bewerten.

3.6 [bookmark: _Toc71281528][bookmark: _Toc71708269]Schutzgut Klima/Luft
Im Landschaftsplan werden die Acker- und Grünlandflächen im Norden, Westen und Süden des Plangebietes als großflächig zusammenhängende Kaltluft produzierende Grünland- und Ackerflächen dargestellt. 
Zusammen mit den Kaltluft produzierenden Grünland- und Ackerflächen um Dannhof im Nordwesten des Plangebietes bildet sich eine lokal bedeutsame Luftaustauschbahn im Gebiet. 
Die strukturarme Grasfläche der Nord-Westwiese und der sportlichen Anlagen im Plangebiet werden ebenfalls den Kaltluft produzierenden Grünlandflächen zugeschrieben. Grundsätzlich bedeutet eine Versiegelung des Bodens eine höhere Reflektion der kurzwelligen Sonneneinstrahlung in Form von langwelliger Wärmestrahlung, was zur Erwärmung des Plangebietes und zur Veränderung des dort vorhandenen Mikroklimas beiträgt. In Anbetracht der Neuversiegelung bzw. den Anteil an Vollversiegelung im Plangebiet ist dies aber nicht von relevanter Bedeutung.
Baubedingt lassen sich keine erheblichen Beeinträchtigungen feststellen. Anlagenbedingt ist die Versiegelung von Flächen und der damit einhergehenden Produktion von langwelliger Wärmerückstrahlung als erheblich zu bewerten. Durch die geringe Anzahl an Neuversiegelungen und durch das Anpflanzen von weiteren heimischen Laubbäumen und Gehölzen im Plangebiet, welche zur Produktion von Frischluft und als Verbesserung des Mikroklimas zu werten sind, wird allerdings von keiner erheblichen anlagenbedingten Beeinträchtigung ausgegangen. Betriebsbedingt sind keine erheblichen Beeinträchtigungen festzustellen.
Für das Schutzgut Klima/Luft werden die zu erwartenden Umweltauswirkungen zu diesem Zeitpunkt als nicht erheblich bewertet. Die Anpflanzung von weiteren heimischen Laubbäumen zur Produktion von Frischluft im Plangebiet ist als positiv zu bewerten.

3.7 [bookmark: _Toc71281529][bookmark: _Toc71708270]Schutzgut Landschaftsbild
Das Plangebiet stellt sich als offene, strukturarme Grasfläche dar, welche an den Grenzen des Geltungsbereiches bereits eine hohe Anzahl an heimischen Laubbäumen aufweist. Damit fügt sie sich in das prägende Landschaftsbild von Acker- und Grünlandflächen bereits im Vorfeld zur Planung harmonisch ein. Durch die bereits bestehende derzeitige Nutzung des Plangebietes für Sport- und Freizeitaktivitäten ist eine Erholungsnutzung für die Bevölkerung bereits gegeben. Durch den Ausbau der Sport- und Freizeitmöglichkeiten im Plangebiet sowie der Anpflanzung weiterer heimischer Laubbäume und Gehölze im Geltungsbereich wird die Erholungsnutzung zudem noch gesteigert. 
Baubedingt lassen sich keine erheblichen Beeinträchtigungen für das Landschaftsbild feststellen. Anlagenbedingt wird das Landschaftsbild durch den Bau des Sportlerheimes beeinträchtigt. Sofern das Sportlerheim und die sonstigen Anlagen jedoch so gestaltet werden, dass sie sich an das bestehende Orts- und Landschaftsbild anpassen, und zudem die Anpflanzgebote wie oben beschrieben umgesetzt werden, wird von keiner erheblichen anlagenbedingten Beeinträchtigung ausgegangen. Betriebsbedingt lassen sich keine Beeinträchtigungen feststellen. 
Für das Schutzgut Landschaftsbild werden die zu erwartenden Umweltauswirkungen zu diesem Zeitpunkt als nicht erheblich bewertet. Die Erweiterung des Sport- und Freizeitangebotes sowie die Anpflanzung von weiteren heimischen Laubbäumen und Gehölzen im Plangebiet ist in Bezug auf die gesteigerte Erholungsfunktion als positiv zu bewerten.

3.8 [bookmark: _Toc71281530][bookmark: _Toc71708271]Schutzgut Kultur- und Sachgüter
Im Geltungsbereich des Plangebietes sind derzeit weder Bau- noch Bodendenkmäler bekannt. 
Östlich des Plangebietes befinden sich mehrere Baudenkmäler, unter anderem das ehemalige Herrenhaus welches 1827 errichtet wurde und in dem zur Zeit die Augentagesklinik untergebracht ist. Nordöstlich angrenzend an das ehemalige Herrenhaus befindet sich der Gutspark mit dem Erbbegräbnis der Familie von Gans zu Putlitz.
Etwa 500 m östlich des Plangebietes befindet sich die evangelische Kirche von Groß Pankow, welche in der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts errichtet wurde.
Laut § 11 Abs. 1 und 2 Brandenburgisches Denkmalschutzgesetz ist Folgendes zu beachten: Sollten bei Erdarbeiten Bodendenkmale wie Steinsetzungen, Mauerwerk, Erdverfärbungen, Holzpfähle oder Holzbohlen, Tonscherben, Metallsachen, Münzen, Knochen u. ä. entdeckt werden, sind diese unverzüglich dem Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege und Archäologischen Landesmuseum, Abteilung Bodendenkmalpflege, und der unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises anzuzeigen. Die entdeckten Bodendenkmale und die Entdeckungsstätte sind bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung zu schützen (§ 11 Abs. 3 BbgDSchG). Funde sind unter den Voraussetzungen der §§ 11 Abs. 4, 12 BbgDSchG abgabepflichtig. Die Bauausführenden sind über diese gesetzlichen Festlegungen zu belehren. 
Sofern beim Bau des Sportlerheims und den übrigen Anlagen auf eine Einfügung in das bestehende Orts- und Landschaftsbildes geachtet wird, wird bau-, anlagen- und betriebsbedingt von keinen Beeinträchtigungen ausgegangen.
Für das Schutzgut Kultur- und Sachgüter werden die zu erwartenden Auswirkungen zu diesem Zeitpunkt als nicht erheblich bewertet. 

3.9 [bookmark: _Toc71281531][bookmark: _Toc71708272][bookmark: OLE_LINK6][bookmark: OLE_LINK7]Wechselwirkungen der Schutzgüter
Als Grundlage für das Verständnis der Umwelt sind neben den in § 2 UVPG genannten materiellen Schutzgütern die zwischen diesen Bestandteilen der Umwelt ablaufenden Prozesse zu betrachten. Diese können als Wechselwirkungen im Sinne des UVPG aufgefasst werden. Prozesse lassen sich in energetische, stoffliche und Informationsprozesse unterteilen. 
Für das Schutzgut Mensch wird durch die Planung die Möglichkeit gegeben, die menschliche Gesundheit durch die Erweiterung des Sport- und Freizeitangebotes in der Gemeinde zu erhöhen. Veranstaltungen von Sport und Kultur auf den Sportplätzen und der Festwiese können das Gemeinschaftsgefühl innerhalb der Gemeinde Groß Pankow (Prignitz) verstärken und langfristig erhalten.
Durch das erhöhte Aufkommen von Menschen im Plangebiet durch Sport- und Kulturveranstaltungen können aber auch Scheuchwirkungen für Brutvögel und andere im Plangebiet lebende Tiere auftreten, womit das Schutzgut Tiere eine Benachteiligung erfährt.
Das Schutzgut Tiere wird durch die Planung besonders während der Bauphase nachteilig beeinflusst, da durch die Maschinen, Werkzeuge und Personal Scheuchwirkungen entstehen können. Dies kann durch die Durchführung der Maßnahmen außerhalb der Brutzeiten (01. März bis 30. September) vermieden werden. 
Das Schutzgut Pflanzen und Biotope wird durch die Planung positiv beeinflusst, da die Anpflanzung weiter heimischer Laubbäume und Gehölze im Plangebiet einen langfristigen Vorteil für die Entwicklung heimischer Laubbäume und Gehölze bietet. Die Anpflanzung der heimischen Laubbäume und Gehölze wirkt sich zudem positiv auf das Schutzgut Mensch aus, da die Menschen in der Gemeinde Groß Pankow (Prignitz) dadurch einen besseren Zugang zur Natur erfahren und sich die Erholungsfunktion des Plangebietes erhöht. Das Schutzgut Tiere wird ebenfalls positiv durch die Anpflanzgebote beeinflusst, da diese den Brutvögel, Kleintieren und Insekten neuen Lebensraum bieten. Das Schutzgut Landschaftsbild erhält durch die Anpflanzgebote heimischer Laubbäume und Gehölze eine Aufwertung, in dem sich das Plangebiet zukünftig auch weiterhin in das Landschaftsbild der Prignitz einbringt. Das Schutzgut Klima/Luft profitiert ebenfalls von den Anpflanzgeboten, da durch die heimischen Laubbäume und Gehölze eine erhöhte Frischluftproduktion im Plangebiet stattfindet, welche sich zudem wiederum positiv auf die Erholungsfunktion für das Schutzgut Mensch auswirkt.
Für das Schutzgut Boden bildet die zusätzliche Versiegelung im Plangebiet einen Nachteil. Durch die Veränderung der Bodenfunktionen werden auch die Schutzgüter Wasser (verringerte Grundwasserneubildungsrate) und Klima/Luft (erhöhte langwellige Wärmerückstrahlung) nachteilig beeinflusst. Die Planung von teilversiegelten Flächen wie Beachvolleyballfeldern und Grasschotterparkflächen im Plangebiet verringert diese Nachteile jedoch maßgeblich.
Das Schutzgut Wasser wird durch die geplante Neuversiegelung negativ beeinflusst. Dieser negative Einfluss kann jedoch durch die Abführung und lokale Versickerung des Niederschlages im Plangebiet wieder ausgeglichen werden. 
Durch die geplante Neuversiegelung des Plangebietes wird das Schutzgut Klima/Luft negativ beeinflusst. Ein Teil der strukturarmen Grasfläche wird von einer Kaltluft produzierenden Grünlandfläche in eine Warmluft produzierende versiegelte Fläche umgewandelt. Durch die Anpflanzung von heimischen Laubbäumen und Gehölzen im Plangebiet wird jedoch die Produktion von Frischluft im Plangebiet erhöht, was sich positiv auf das Schutzgut Klima/Luft auswirkt. 
Das Schutzgut Landschaftsbild wird durch die Planung überwiegend positiv beeinflusst. Die Anpflanzung von heimischen Laubbäumen und Gehölzen sowie die naturbetonte Weiterentwicklung des Sport- und Freizeitangebotes wirkt sich positiv auf das Schutzgut aus. Die Ausbreitung des Menschen in die ihn umgebende Natur wird zunehmend als kritisch angesehen. Im Sinne der Planung wird jedoch der Ausbreitung der Kulturlandschaft, dessen der Mensch ein Teil ist, entsprochen. 
Für das Schutzgut Kultur- und Sachgüter können keine negativen Wechselwirkungen festgestellt werden. Beim Bau des neuen Sportlerheimes sollte darauf geachtet werden, dass sich dieses in das bestehende Ortsbild einfügt. Durch die Erhöhung des Sport- und Freizeitangebotes im Plangebiet wird die Wahrnehmung des südlichen Ortsteils von Groß Pankow erhöht, was sich positiv auf die Baudenkmäler im Pankeweg und den Gutspark auswirken kann. 
Insgesamt kann für die Wechselwirkungen der Schutzgüter zusammengefasst werden, dass die Vorteile der einzelnen Schutzgüter den Nachteilen zu diesem Zeitpunkt überwiegen. Für die Wechselwirkungen der Schutzgüter werden die Auswirkungen durch die Planung daher zu diesem Zeitpunkt als nicht erheblich bewertet.

3.10 [bookmark: _Toc71281532][bookmark: _Toc71708273]Zusammenfassung der Umweltauswirkungen
Die voraussichtlichen Umweltauswirkungen und ihre Erheblichkeit sind, bezogen auf die einzelnen Schutzgüter, in Tabelle 1 übersichtlich dargestellt.
Tab. 1: Zusammenfassung der Umweltauswirkungen
	Schutzgut
	Eingriff
	Minderung/Ausgleich 

	Mensch
	Keine erhebliche Beeinträchtigung
	Keine Minderung / kein Ausgleich notwendig
Die Erweiterung des Sport- und Freizeitangebotes kann zu einer Verbesserung der Gesundheit von Menschen in Groß Pankow und Umgebung beitragen.

	Pflanzen und Biotope
	Keine erhebliche Beeinträchtigung
	Anpflanzgebote von heimischen Laubbäumen und Heckengehölzen sind positiv zu bewerten.

	Tiere
	Keine erhebliche Beeinträchtigung
	Die Baumaßnahmen sind außerhalb der Brutzeit (01. März bis 30. September) durchzuführen.

	Boden
	Versiegelung durch Bebauung ist als erheblicher Eingriff zu bewerten.  

	Ausgleich durch Entsiegelung, Anpflanzgebote, Straßenbäume und flächige Gehölzpflanzungen plangebietsintern und weitere externe Maßnahmen sind im weiteren Verfahren abzustimmen.

	Wasser
	Keine erhebliche Beeinträchtigung
	Keine Minderung / kein Ausgleich notwendig 
Die Teilversiegelung durch Beachvolleyballfelder und Grasschotterparkflächen ist positiv zu bewerten.

	Klima/Luft
	Keine erhebliche Beeinträchtigung
	Keine Minderung / kein Ausgleich notwendig 
Anpflanzgebote von heimischen Laubbäumen zur Frischluftproduktion sind positiv zu bewerten.

	Landschaftsbild
	Keine erhebliche Beeinträchtigung
	Keine Minderung / kein Ausgleich notwendig
Anpflanzgebote von heimischen Laubbäumen und Erweiterung der Erholungsfunktion sind positiv zu bewerten.

	Kultur- und Sachgüter
	Keine erhebliche Beeinträchtigung
	[bookmark: OLE_LINK8][bookmark: OLE_LINK9]Keine Minderung / kein Ausgleich notwendig
Das neue Gebäude sollte sich architektonisch in das bestehende Ortsbild einfügen.

	Wechselwirkungen
	Keine erhebliche Beeinträchtigung
	Keine Minderung / kein Ausgleich notwendig
Überwiegend sind positive Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern durch die Planung festzustellen.



4.0 [bookmark: _Toc71281533][bookmark: _Toc71708274]Prognose bei Nichtdurchführung der Planung („Nullvariante“) und alternative Planungsmöglichkeiten
Nachfolgend werden die zu erwartenden Umweltauswirkungen bei Nichtdurchführung der Erweiterung des Sport- und Freizeitangebotes dargestellt:
· keine Überbauung der strukturarmen Grasfläche
· keine zusätzliche Produktionsfläche für langwellige Wärmerückstrahlung
· Erhaltung von Grünlandflächen zur Kaltluftproduktion 
· keine Verbesserung der Gesundheit des Menschen durch Schaffung von erweiterten Sport- und Freizeitangeboten
· keine Verbesserung der Erholungsfunktion, der Frischluftproduktion und der Möglichkeit für Nistplätze von Brutvögeln durch zusätzliche Anpflanzgebote von heimischen Laubbäumen und Gehölzen
· keine Veränderung des Orts- und Landschaftsbildes
Alternative Planungsmöglichkeiten könnten wie folgt aussehen:
· Erweiterung des Sport- und Freizeitangebotes ohne zusätzliche Vollversiegelung von Flächen
· Weitere Anpflanzgebote im Plangebiet zur Erweiterung der Erholungsfunktion, der Frischluftproduktion und der Möglichkeit für Nistplätze von Brutvögeln
· Verwendung von Rasengittersteinen für Teilversiegelungen zur Minderung der Einschränkungen der Bodenfunktionen

5.0 [bookmark: _Toc71281534][bookmark: _Toc71708275]Maßnahmen zur Vermeidung, Minimierung und zum Ausgleich 
Zu erwartende Beeinträchtigungen sind für das Schutzgut Tiere entstehende Scheuchwirkungen während der Bauphase und für das Schutzgut Boden die Neuversiegelung von Flächen. Die Vermeidungs-, Minderungs- und Ausgleichsmaßnahmen dienen daher in erster Linie diesen Schutzgütern.

5.1 [bookmark: _Toc71281535][bookmark: _Toc71708276]Vermeidungsmaßnahmen
5.1.1 [bookmark: _Toc71281536][bookmark: _Toc71708277]Schutzgut Tiere
[bookmark: OLE_LINK3][bookmark: OLE_LINK4][bookmark: OLE_LINK5][bookmark: OLE_LINK10]Die Baufeldfreimachung und die für den Ausbau der Sport- und Freizeitmöglichkeiten notwendigen Baumaßnahmen sind außerhalb der Brutzeit (01. März bis 30. September) durchzuführen, um die Zerstörung besetzter Nester zu vermeiden. Andernfalls ist vor Durchführung durch einen ökologischen Gutachter zu prüfen, ob geschützte Arten betroffen sein können (besetzte Vogelnester).

5.2 [bookmark: _Toc71281537][bookmark: _Toc71708278]Minimierungsmaßnahmen
5.2.1 [bookmark: _Toc71281538][bookmark: _Toc71708279]Schutzgut Tiere
Um das Mortalitätsrisiko für Vögel durch Scheiben-/Glasanflug zu verringern, sollten folgende Hinweise für ein vogelfreundliches Bauen mit Glas berücksichtigt werden:
· Wahl von Scheiben mit geringem Außenreflexionsgrad (günstig sind Werte von maximal 15 %)
· Vermeidung von nächtlicher Außenbeleuchtung an Fassaden und Fenstern
· Verzicht auf großflächige Glasfronten; andernfalls Gestaltung unter Vermeidung von Durchsichten, mit Unterteilung in kleinere Teilflächen (z. B. durch Sprossen) und / oder mit außenseitigem Anbringen von für Vögel sichtbaren Markierungen (Punktraster)

5.2.2 [bookmark: _Toc71281539][bookmark: _Toc71708280]Schutzgut Boden
Bei der Versiegelung von weiteren Flächen im Plangebiet sollte die Möglichkeit der Teilversiegelung in Betracht gezogen werden. Wege und Parkflächen können beispielsweise mit Rasengittersteinen oder Grasschotterflächen angelegt werden und so die natürlichen Funktionen des Bodens zumindest teilweise aufrechterhalten. 

5.3 [bookmark: _Toc71281540][bookmark: _Toc71708281]Ausgleichsmaßnahmen
5.3.1 [bookmark: _Toc71281541][bookmark: _Toc71708282]Schutzgut Boden
Die in der Planzeichnung (Teil A) dargestellten Flächen müssen bei Versiegelung entsprechend der HVE ausgeglichen werden. Der Ausgleich von Versiegelung erfolgt vorzugsweise durch Entsiegelung im Verhältnis 1:1. Diese Entsiegelung muss zudem innerhalb der Gemeinde Groß Pankow (Prignitz) erfolgen. Weiterhin ist es auch möglich, die versiegelten Flächen über Gehölzanpflanzungen im Verhältnis 1:2 auszugleichen (weitere Ausgleichsmaßnahmen sind im Kapitel „12.5 Kompensation von Bodenversiegelungen“ in der HVE mit entsprechenden Verhältnissen dargestellt).
Bei der Versiegelung ist weiterhin zwischen der Vollversiegelung und der Teilversiegelung zu unterscheiden. Während bei Flächen wie für das geplante Sportlerheim oder dem Basketballplatz mit einer Vollversiegelung gerechnet wird, wird bei der Anlage von Wegen oder Beachvolleyballfeldern von einer Teilversiegelung ausgegangen. Der entsprechende Flächenausgleich für Teilversiegelungen liegt im Ausgleichsverhältnis unter dem der Vollversiegelung (für Entsiegelung liegt das Verhältnis beispielsweise bei 1:0,5).

6.0 [bookmark: _Toc71281542][bookmark: _Toc71708283]Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung
- Wird im weiteren Verfahren ergänzt -
Für die Eingriffe in Natur und Landschaft ist nach der Anlage 1 BauGB eine Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung für die betroffenen Schutzgüter durchzuführen. In der folgenden Tabelle 2 wird der Ausgleichsbedarf für die Versiegelung dargestellt. Für die Planung wird bei der Vollversiegelung ein Faktor von 1 (100% = vollversiegelt) und bei der Teilversiegelung ein Faktor von 0,5 (50% = teilversiegelt) angenommen.
Tab. 2: Darstellung der Voll- und Teilversiegelung im Plangebiet
	Fläche
	Planung [qm]
	Planung zzgl. Faktor [qm]
	Bestand [qm]
	Differenz [qm]

	Vollversiegelt
	2.165
	2.165
	909
	1.256

	Teilversiegelt
	3.338
	1.669
	1.129
	540

	Summe
	5.550
	3.834
	2.038
	1.796



Durch die Planung werden entsprechend der Tabelle 2 insgesamt 1.256 qm vollversiegelt und 540 qm teilversiegelt. Entsprechend den Hinweisen zum Vollzug der Eingriffsregelung (HVE; April 2009) können Versiegelungen durch folgende Maßnahmen ausgeglichen werden:
· Entsiegelung im Verhältnis 1:1 (Vollversiegelung); 1:0,5 (Teilversiegelung)
· Gehölzanpflanzung im Verhältnis 1:2 (Vollversiegelung); 1:1 (Teilversiegelung)
· Baumanpflanzungen im Plangebiet im Verhältnis 1 Baum / 50 qm versiegelte Fläche oder 1 Baum / 100 qm Gehölzanpflanzung
In der Tabelle 3 ist für die Anpflanzung von Bäumen der Ausgleich der Versiegelung beispielsweise durchgerechnet worden.
Tab. 3: Ermittlung der Menge an Baumanpflanzungen als Ausgleich im Plangebiet
	Fläche
	[qm]
	Summe [qm]
	1 Baum / 50 qm

	Vollversiegelt
	1.256
	1.796
	36

	Teilversiegelt
	540
	
	



Entsprechend der Tabelle 3 müssten 36 Bäume im Plangebiet oder in der Gemeinde Groß Pankow (Prignitz) zum Ausgleich angepflanzt werden. Diese Anzahl verringert sich durch die in der Planzeichnung (Teil A) bereits festgesetzten 16 Baumanpflanzungen im Plangebiet auf 20 Bäume. Die Anzahl der Baumanpflanzungen kann durch weitere, frei wählbare Standorte im Plangebiet weiter verringert werden. Die übrigen Baumanpflanzungen können zudem östlich des Geltungsbereiches auf dem gemeindeeigenen Bauhofsgelände, erfolgen. Die Ausgleichsfläche und damit die Anzahl an Baumpflanzungen kann sich im weiteren Verlauf der Planung durch Festlegung einer GRZ für voll- und teilversiegelte Flächen noch ändern.

7.0 [bookmark: _Toc71281543][bookmark: _Toc71708284]Zusammenfassung des Umweltberichtes
- Wird im weiteren Verfahren ergänzt -
Im Rahmen des Bebauungsplanes Groß Pankow Nr. 2 „Sport und Freizeit“ der Gemeinde Groß Pankow (Prignitz) im Landkreis Prignitz sind gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB die Belange des Umweltschutzes einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu berücksichtigen. Daher wird gem. § 2 Abs. 4 BauGB eine Umweltprüfung durchgeführt, um die voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen zu ermitteln. Diese werden in Form dieses Umweltberichtes gem. § 2a Nr. 2 BauGB als Teil der Begründung zum Bebauungsplan Groß Pankow Nr. 2 „Sport und Freizeit“ der Gemeinde Groß Pankow (Prignitz) dargestellt. 
Der ca. 3,85 ha große Geltungsbereich des Bebauungsplanes Groß Pankow Nr. 2 „Sport und Freizeit“ befindet sich in der Gemeinde Groß Pankow (Prignitz) im Ortsteil Groß Pankow, ca. 300 m südlich / südwestlich des im Zusammenhang bebauten Ortsteils von Groß Pankow. Östlich des Geltungsbereiches verläuft die Rosa-Luxemburg-Straße, welche im Norden an den Steindamm und an den Ortskern anschließt. Im Süden des Plangebietes verläuft auf der West-Ost-Achse ein Feldweg, welcher den Zugang zu der im Westen des Plangebietes ackerbaulich genutzten Fläche gewährt. Zur Zeit existieren Zufahrten zum Plangebiet über beide Straßen. Im Norden des Plangebietes, ca. 40 m entfernt, befindet sich die Panke, welche ca. 4,2 km nordwestlich in die Stepenitz mündet.
Momentan wird die Fläche des Geltungsbereichs als Sport- und Freizeitanlage mit vorhandenem Sportplatz, Vereinshaus und Freizeiteinrichtungen genutzt. Diese Nutzungen sollen nun erweitert und gesichert werden. Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes eröffnet sich die Möglichkeit, einen Neubau des Vereinshauses zu realisieren und die Fläche in Zukunft um weitere bauliche Maßnahmen, wie z. B. eine Tribüne, zu ergänzen.
Die zu erwartenden Umweltauswirkungen werden für die Schutzgüter Mensch, Landschaftsbild, Pflanzen und Biotope, Kultur- und Sachgüter, Wasser und den Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern als nicht erheblich betrachtet. Sofern die Bauzeitenregelung für Brutvögel (01. März – 30. September) beachtet wird, werden die zu erwartenden Umweltauswirkungen für das Schutzgut Tiere ebenfalls als nicht erheblich betrachtet.
Für das Schutzgut Boden wird die Versiegelung von Flächen als erhebliche Beeinträchtigung betrachtet. Der Eingriff ist daher entsprechend durch geeignete Kompensationsmaßnahmen auszugleichen. Entsprechend dem Kapitel 6.0 Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung ist ein Ausgleich für eine Fläche von 1.796 qm zu erbringen. Sofern der Ausgleich über Baumanpflanzungen im Plangebiet und innerhalb der Gemeinde geschehen soll, sind 36 Ausgleichspflanzungen vorzunehmen. Mit den 16 Baumanpflanzungen, welche in der Planzeichnung (Teil A) bereits festgesetzt wurden, verbleiben daher noch 20 Baumanpflanzungen zum Ausgleich der Neuversiegelung im Plangebiet. Die Anzahl der Baumanpflanzungen kann durch weitere, frei wählbare Standorte im Plangebiet weiter verringert werden. Die übrigen Baumanpflanzungen können zudem östlich des Geltungsbereiches, auf dem gemeindeeigenen Bauhofsgelände erfolgen.

Stand Mai 2021

gez. Marco Radloff
-Der Bürgermeister-
Gemeinde Groß Pankow (Prignitz)
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